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Landesbeauftragte begrüßt Durchsetzungsstellen  
 
Zum heutigen Treffen der Durchsetzungsstellen der Bundesländer und 
des Bundes begrüßte Michaela Pries, Landesbeauftragte für Menschen 
mit Behinderungen die Sprecherin der Durchsetzungsstellen Prof. Dr. 
Erdmuthe Meyer zu Bexten aus Hessen und alle Teilnehmenden in Kiel: 
„Ich erwarte von der gemeinsamen Tagung einen Anschub für mehr 
barrierefreie Informationen im öffentlichen Bereich!“ 
 
Nach einer EU-Richtlinie wurden nach 2018 Stellen beim Bund und in den 

Ländern eingerichtet, die die Umsetzung dieser Richtlinie prüfen, durchsetzen 

und überwachen sollen. Alle Webseiten und Apps sowie die Informationen auf 

den Webseiten öffentlicher Stellen müssen barrierefrei angeboten werden. 

Dazu müssen Webseiten sowie Dokumente und andere Informationen nach 

bestimmten Anforderungen, die international normiert sind, entwickelt werden. 

So können beispielsweise Menschen mit den unterschiedlichsten 

Beeinträchtigungen oder kommunikativen Nachteilen allgemeine Informationen 

aufnehmen und Verwaltungsverfahren selbstbestimmt und ohne fremde Hilfe 

gleichberechtigt durchführen. 

„Menschen mit geringen Sprachkenntnissen oder schwer sehbehinderte 

Menschen profitieren von einer barrierefreien Präsentation“, so Meyer zu 

Bexten. „Alle, auch die Hersteller von Informationen selbst, profitieren von einer 

normgerechten Darstellung“, ist sich Meyer zu Bexten sicher. 

Das Treffen in Kiel ist das erste Treffen der Durchsetzungsstellen in Präsenz 

nach der Corona-Pandemie. Sie wollen ihre Arbeit, die zum Beispiel in 

gemeinsamen Berichten an die EU besteht, miteinander abgleichen, um ein 

gleiches Niveau zu erreichen und sich gegenseitig auch in fachlichen 

Herausforderungen zu unterstützen. 

Die Überwachugsstelle des Bundes (BFIT-Bund) beteiligt sich an diesem 

Treffen, um die Wünsche der Länder auch an die Rahmenbedingungen 

aufzunehmen und zu transportieren. Darüber hinaus werden gemeinsame 

Strategien zur Bewusstseinsbildung bei öffentlichen Stellen, 

Selbsthilfeorganisationen und Einzelpersonen beraten. 
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